
INTERNATIONALES 

Wenn die Bundesre- 
publik auch weiter- 

hin die Solidarität 
mit den verbündeten 
Atomwaffenstaaten 
über die Abrüstung 
stellt, wird sie von 

den Nichtatom- 
waffenstaaten wohl 

kaum noch als 
,,MaklerJi in der 

atornaren Abrüstung 
ernstgenommen 

werden. 

Eine Fortsetzung 
des atomaren 

Abrüstungsprozesses 
bleibt zunächst 

unwahrscheinlich, 
vor allem weil sich 

die Institutionen 
der Atomwaffen- 

komplexe gegen zu 
drastische Ein- 

schnitte wehren. 

internationale Verträge und Organi- 
sationen wie den N W  und die UNO 
gelöst werden kann. 

Im Dezember 1993 verkündete 
Klaus Kinkel seinen 10-Punkte-Plan 
zur Bekämpfung der Proliferation 
von ~assenvernichtungswaffen, 
eine Art Gegenmodell zum amerika- 
nischen .,CounterproliferationM-An- 
satz. Kinkel regte damals an, ,,politi- 
sche Strategien zur Verhinderung 
'nuklearer Ansteckung"' zu entwik- 
keln. Zwangsmaßnahmen der Ver- 
einten Nationen sollten nur ,,als letz- 
tes Mittel gegen Proliferation auf- 
grund entsprechenden Mandats des 
Sicherheitsrats" verhängt werden. 
Zugleich schlug der deutsche Au- 
ßenminister neue Rüstungskontroll- 
maßnahmen im nuklearen Bereich 
vor, unter anderem die Schaffung 
eines internationalen Plutonium-Re- 
gimes und den Aufbau eines Kern- 
waffenregisters.' insbesondere der 
letztgenannte Punkt stieß in den 
Hauptstädten der Atomwaffenstaa- 
ten auf einhellige Ablehnung. Eine 
Offenlegung der eigenen Bestände 
lehnen diese seit jeher ab. Die Bun- 
desregierung vermied den offenen 
Dissens, der Vorschlag wurde fallen- 
gelassen und aus dem deutschen 
Forderungskatalog gestrichen. 

Im Frühjahr 1995 mußte über 
die Verlängerung des N W  entschie- 
den werden. Viele Nichtkernwaffen- 
Staaten kritisierten diesen Vertrag, 
weil er die Zweiteilung der Welt in 
fünf offizielle Atommächte und nu- 
kleare ,,Habenichtse8' festschreibt 
und forderten eine feste Zusage der 
Kernwaffenstaaten, daß diese letzt- 
endlich auf Kernwaffen verzichten 
würden. Die Kernwaffenbesitzer ver- 
wiesen auf die Reduzierungen in ih- 
ren nuklearen Arsenalen, die sie be- 
reits vorgenommen hatten und 
lehnten weitergehende Zusagen ab. 
Deutschland vermittelte während 
der Verlängerungskonferenz zwi- 
schen diesen beiden Blöcken. Die 
Bundesregierung besaß bei vielen 
Entwicklungsländern eine besonde- 
re Glaubwürdigkeit, weil sie im Zuge 
der deutschen Vereinigung den Ver- 
zicht auf ABC-Waffen einseitig be- 
kräftigt hatte. 

Ambivalent verhielt sich die 
deutsche Regierung vor dem Inter- 
nationalen Gerichtshof, der 1996 
darüber zu entscheiden hatte, ob 
der Einsatz von Nuklearwaffen völ- 
kerrechtswidrig ist. Die Bundesregie- 
rung sprach dem IGH die Kompe- 
tenz ab, sich mit einer solchen 
höchst politischen Frage zu beschäf- 

tigen. Außerdem betonte sie, daß 
Nukleawaffen - anders als biologi- 
sche und chemische Waffen - inter- 
national nicht geächtet seien. Da es 
kein ,,ungeschriebenes Verbot" 
gäbe, sei der Einsatz von Atomwaf- 
fen mithin legaL3 Der IGH lehnte die 
Einwände der Bundesrepublik (und 
anderer Staaten) ab, und entschied 
in der Sache, daß der Einsatz von 
Kernwaffen und die Drohung mit ih- 
rem Einsatz völkerrechtswidrig sind, 
außer in Situationen ,,extremer na- 
tionaler Selb~tverteidigung".~ 

Konsequenzen für die deutsche 
Sicherheitspolitik vermochte die 
Bundesregierung nach der Verkün- 
dung des Urteils nicht erkennen. Sie 
zog sich auf die Position zurück, daß 
,,Rechtsgutachten des Internationa- 
len Gerichtshofs (...) weder nach der 
VN-Charta und dem IGH-Statut 
noch nach allgemeinem Völkerrecht 
rechtlich verbindlich" sind. Im übri- 
gen bleibe die ,,geltende Verteidi- 
gungsstrategie des Nordatlanti- 
schen Bündnisses (...) mit dem VöI- 
kerrecht   er ein bar",^ obwohl die 
NATO nach wie vor nicht auf die 
Drohung mit dem Ersteinsatz von 
Kernwaffen verzichtet hat. 

Europaisierung von Atomwaffen? 
Kurz nach der Verkündigung des 
IGH-Urteils wurde die Bundesrepu- 
blik erneut gezwungen, sich zur 
Atomwaffenpolitik eines mit ihr ver- 
bündeten Staates zu äußern. Im 
Herbst 1995 erneuerte der französi- 
sche Premierminister Juppe das An- 
gebot Frankreichs, die "force de 
frappe" in einen europäischen Rah- 
men zu stellen. "Wir sollten uns alle 
mit dem Gedanken anfreunden, daß 
die europäischen Länder ihre Vertei- 
digungspolitik überdenken müssen 
und daß in diesem Prozeß die Rolle 
der Atomwaffen, über die zwei eu- 
ropäische Länder verfügen, auch 
überprüft werden muß." Juppe 
sprach von "konzertierter Abschrek- 
kung", also der Möglichkeit, die 
französischen Kernwaffen nicht 
mehr ausschließlich im Kontext der 
französischen Sicherheitspolitik ein- 
zu~etzen.~ 

Den Hintergrund des französi- 
schen Angebots bildet der Maas- 
trichter Vertrag über eine Europäi- 
sche Union, in dem sich die Mit- 
gliedsstaaten verpflichtet haben, 
auch die Grundlagen für eine ge- 
meinsame europäische Verteidi- 
gungspolitik zu schaffen. Zwangs- 
läufig wird sich in diesem Kontext 
die Frage nach der künftigen Rolle 

der französischen und britischen 
Atomwaffen stellen. Die nationale 
Verfügungsgewalt über diese Waf- 
fen ist mit einer wirklich vergemein- 
schafteten europäischen Außen-, Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik 
letztlich nicht vereinbar - entweder 
werden die Waffen also abgeschafft 
oder ihre Kontrolle wird "europäi- 
siert". 

Die deutschen Reaktionen auf 
den französischen Vorstoß, insbe- 
sondere aus den Reihen des Auswär- 
tigen Amtes, waren nicht nur ableh- 
nend. Außenminister Kinkel signali- 
sierte grundsätzliche Gesprächsbe- 
reitschaft: "Okay, wir nehmen dies 
zur Kenntnis, wir werden uns dies 
ansehen, werden das prüfen. Es 
wird jedenfalls nicht so sein können, 
daß wir von uns aus hier irgend et- 
was wollen oder den Finger an den 
Atomhahn bekommen wollen. (...I 
Aber, wenn unsere Partner und 
Freunde mit uns darüber reden wol- 

... len, bitte ."' Der Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, Helmut Schäfer, 
bezeichnete es gar als einen "Witz", 
wenn die Deutschen das Angebot, 
mit Frankreich in einen nuklearpoliti- 
schen Dialog einzutreten, ablehnen 
würden. 

Unterstützt wurden sie dabei aus 
dem frankophilen Flügel der Unions- 
parteien. Karl Lamers brachte die 
Haltung dieser Gruppe auf den 
Punkt: "Wir können sagen: Wir wol- 
len das Nukleare nicht. Oder wir sa- 
gen: Wir wollen bei der Gestaltung 
des Nuklearen mitwirken. Das erste 
(...) hätte mit Sicherheit keine Aus- 
sicht auf Erfolg. (...) Wenn es keine 
Aussicht auf Erfolg hat, (...) dann ist 
es ganz logisch und zwingend zu sa- 
gen: Also müssen wir über die Rolle 
des Nuklearen miteinander reden." 
Alfred Dregger wünschte sich sogar 
eine "europäische nukleare Pla- 
nung~gruppe".~ 

Die "Transatlantiker" hingegen 
befürchteten, daß eine nuklearpoli- 
tische Komponente der EU die Ab- 
schreckung durch der NATO in Fra- 
ge stellen und daher das Verhältnis 
zu den USA tangieren würde. Inner- 
halb der Bundesregierung reagierte 
insbesondere die Hardthöhe ableh- 
nend. Verteidigungsminister Rühe 
fürchtete Rückwirkungen auf die Be- 
ziehungen zu den Vereinigten Staa- 
ten. Rühe sagte in Reaktion auf Jup- 
pes Rede: "Unser wichtigster Schutz 
bleibt der nukleare Schutz durch die 
NATO. Dafür gibt es keinen Ersatz. 
In der Zukunft - was Europa angeht 
-, glaube ich, erst wenn es eine eu- 
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